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daß die Löhne in den Gewerben oder Berufen, in denen es 
üblich oder unter Berücksichtigung der Art des betreffenden 
Gewerbes oder des betreffenden Berufes erwünscht ist, zum 
Teil durch Sachleistungen abgegolten werden dürfen; Lohn­
zahlung in Form von Getränken mit hohem Alkoholgehalt 
oder von Rauschgiften darf jedoch unter keinen Umständen' 
gestattet werden.

2. Falls die teilweise Abgeltung der Löhne durch Sachlei­
stungen statthaft ist, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, 
damit

a) die Sachleistungen dem persönlichen Gebrauch des Ar­
beitnehmers und seiner Familie dienen und den Bedürf­
nissen dieser Personen angepaßt sind,

b) der Wert dieser Leistungen gerecht und angemessen be­
rechnet wird.

A r t i k e l  5

Der Lohn ist dem beteiligten Arbeitnehmer selbst auszu­
zahlen, außer wenn auf Grund der innerstaatlichen Gesetz­
gebung, eines Gesamtarbeitsvertrages oder Schiedsspruches 
andere Bestimmungen gelten oder sich der beteiligte Arbeit­
nehmer mit einem anderen Verfahren einverstanden erklärt.

A r t i k e l  6

Dem Arbeitgeber ist es untersagt, die Verfügungsfreiheit des 
Arbeitnehmers über seinen Lohn in irgendeiner Weise zu be­
schränken.

^ A r t i k e l  7

1. Falls in einem Betrieb Läden zum Verkauf von Waren 
an die Arbeitnehmer oder Dienste bestehen, deren Leistungen 
für diese bestimmt sind, so darf auf die Arbeitnehmer keiner­
lei Zwang zur Inanspruchnahme dieser Läden oder Dienste 
ausgeübt werden.

2. Sofern keine anderen Läden oder Dienste zur Verfügung 
stehen, hat die zuständige Stelle durch geeignete Maßnahmen 
darauf hinzuwirken, daß der Verkauf der Waren und die Lei­
stung der Dienste zu gerechten und angemessenen Preisen er­
folgt oder daß die vom Arbeitgeber eingerichteten Läden oder 
Dienste nicht auf Gewinn gerichtet sind, sondern im Interesse 
der beteiligten Arbeitnehmer betrieben' werden.

A r t i k e l  8 »

1. Lohnabzüge dürfen nur unter den Bedingungen und in 
den Grenzen zugelassen werden, die von der innerstaatlichen 
Gesetzgebung vorgeschrieben oder durch einen Gesamtarbeits­
vertrag oder Schiedsspruch bestimmt sind.

2. Die Arbeitnehmer sind in der nach Ermessen der zustän­
digen Stelle am besten geeigneten Weise davon in Kenntnis 
zu setzen, unter welchen Bedingungen und in welchen Gren­
zen solche Abzüge vorgenommen werden dürfen.

A r t i k e l  9

Zu verbieten ist jeder Lohnabzug zu dem Zweck, einem 
Arbeitgeber, dessen Vertreter oder irgendeiner Mittelsperson 
(z. B. einem mit der Anwerbung von Artfeitskräften beauf­
tragten Agenten) eine unmittelbare oder mittelbare Zahlung 
seitens eines Arbeitnehmers zu verschaffen, damit dieser eine 
Beschäftigung erlangt, oder beibefcält. •

A r t i k e l  10

1. Die Pfändung oder Abtretung des Lohnes ist nur unter 
den Bedingungen und in den Grenzen zulässig, welche die 
innerstaatliche Gesetzgebung vorschreibt.

2. Der Lohn ist in dem für den Unterhalt des Arbeitneh­
mers und seiner Familie notwendig erachteten Ausmaß ge­
gen Pfändung oder Abtretung zu schützen.

A r t i k e l  11
1. Im Falle des Konkurses oder der gerichtlichen Liquidation 

eines Unternehmens gelten die dort beschäftigten Arbeitneh­
mer als bevorrechtete Gläubiger in bezug auf die Löhne, die 
ihnen für ihre Dienstleistung während eines dem Konkurs 
oder der Liquidation vorangehenden durch die innerstaat­
liche Gesetzgebung bemessenen' Zeitabschnittes gebühren, 
oder in bezug auf die Löhne, die einen durch die innerstaat­
liche Gesetzgebung festgesetzten Betrag nicht übersteigen.

2. Löhne, die eine bevorrechtete Schuld bilden, müssen voll 
ausgezahlt werden, bevor die gewöhnlichen Gläubiger' ihre 
anteilmäßigen Ansprüche geltend machen können.

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt den Rang der 
eine bevorrechtete Schuld bildenden Lohnansprüche gegen­
über den anderen bevorrechteten Schulden.

A r t i k e l ’ l 2

1. Der Lohn muß in regelmäßigen Zeitabschnitten gezahlt 
werden. Sofern die Lohnzahlung in regelmäßigen Zeitab­
schnitten nicht auf andere Weise befriedigend gewährleistet 
ist, sind diese Zeitabschnitte durch die innerstaatliche Gesetz­
gebung vorzuschreiben oder durch einen Gesamtarbeitsver­
trag oder Schiedsspruch zu bestimmen.

2. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat die 
abschließende Begleichung des gesamten geschuldeten Lohnes 
nach den Vorschriften der innerstaatlichen Gesetzgebung 
oder den Bestimmungen eines Gesamtarbeitsvertrages oder 
Schiedsspruches oder, mangels solcher Vorschriften oder Be­
stimmungen, innerhalb einer unter Berücksichtigung der Ver­
tragsbestimmungen angemessenen Frist zu erfolgen.

A r t i k e l  13

1. Barlöhne sind an Werktagen an der Arbeitsstätte oder 
in deren Nähe auszuzahlen, außer wenn die innerstaatliche 
Gesetzgebung oder ein Gesamtarbeitsvertrag oder Schieds­
spruch andere Bestimmungen vorsieht oder wenn eine an­
dere, dem Arbeitnehmer bekannte Regelung zweckmäßiger 
erscheint.

2. Die Lohnzahlung in Schenken oder an anderen ähnlichen 
Orten und, falls die Verhütung von Mißbräuchen es erfor­
dert, in Läden' und Vergnügungsstätten ist zu verbieten, außer 
es handle sich um Personen, die dort beschäftigt sind.

A r t i k e l  14

Falls es notwendig ist, sind wirksame Maßnahmen zu tref­
fen, um den Arbeitnehmern in angemessener und leicht ver­
ständlicher Weise Kenntnis zu geben

a) von den für sie geltenden Lohnbedingungen, und zwar 
bevor sie eine Stelle antreten, sowie bei jeder Ände­
rung dieser Bedingungen,

b) bei jeder Lohnzahlung von den I^hnbestandteilen für 
die betreffende Lohnperiode, soweit diese Bestandteile 
veränderlich sind.


